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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

— Drucksache 12/4555, Nr. 2.12 — 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung 

spezifischer Maßnahmen für die auf den Kanarischen Inseln ansässigen Fischer 

von Kopffüßern 

— KOM (92) 567 endg. — 

»Rats-Dok. Nr. 4157/93« 


A. Problem 

Mit Einbeziehung in das Zollgebiet der Gemeinschaft im Jahre 
1991 haben die Kanarischen Inseln ihren Status als Freihandels- 
zone verloren. Die damit verbundene höhere Zollbelastung bei der 
Ausfuhr von Kopffüßern in dritte Länder hatte eine nachteüige 
Wirkung auf die Wettbewerbsfähigkeit der auf den Kanarischen 
Inseln ansässigen Fischer. Die Wettbewerbsfähigkeit dieses Sek- 
tors wird auch durch die Abgelegenheit und die Insellage negativ 
beeinflußt. 


B. Lösung 

Es wird die Gewährung einer jährlichen Beihilfe für die auf den 
Kanarischen Inseln ansässigen Fischer von Kopffüßern vorgeschla- 
gen. Diese Beihilfe soll prozentual an die Fangmenge geknüpft 
werden. Beihilfefähig soll eine Höchstmenge von 60 000 1 pro Jahr 
sein; die Beihilfenhöhe soll 2,5 vom Hundert des Wertes der 
Jahreserzeugung nicht übersteigen dürfen. Mit der Gewährung 
dieser Übergangsbeihilfe soll diesem Sektor die Anpassung an die 
mit der Einbeziehung dieser Inseln in das Zollgebiet der Gemein- 
schaft entstandenen neuen Bedingungen ermöglicht werden. 

Einstimmige Ablehnung im Ausschuß bei Abwesenheit der Frak- 
tion der F.D.P. und der Gruppe der PDS/Linke Liste. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Für die Jahre 1993, 1994, 1995 werden jeweils 3,87 Mio. ECU 
veranschlagt. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Verhandlungen in 
Brüssel darauf hinzuwirken, daß der anliegende Verordnungsvor- 
schlag — Drucksache 12/4555, Nr. 2.12 — abgelehnt wird. 


Bonn, den 21. April 1993 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Siegfried Hornung Peter Harry Carstensen (Nordstrand) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung spezifischer Maßnahmen 
für die auf den Kanarischen Inseln ansässigen Fischer von Kopffüßern 


(von der Kommission vorgelegt) 


Begründung 


Am 26. Juni 1991 hat der Rat die Verordnung (EWG) 
Nr. 1911/91 über die Anwendung der Vorschriftendes 
Gemeinschaftsrechts auf die Kanarischen Inseln 
angenommen und das Programm POSEICAN be- 
schlossen, das Lösungen für die spezifisch auf die 
Abgelegenheit und die Insellage der Kanarischen 
Inseln zurückzuführenden Probleme umfaßt (Be- 
schluß 91/314/EWG). 

In Anwendung der Vorschriften der o. e. Rechtsakte 
sieht der vorliegende Verordnungsentwurf die Ein- 
führung spezifischer Maßnahmen zugunsten der auf 


den Kanarischen Inseln ansässigen Fischer von Kopf- 
füßern vor. 

Erleichterungen im internationalen Handel können nur 
über langwierige Verhandlungen mit den betreffenden 
Parteien erzielt werden. Aus diesem Grunde ist es 
angezeigt, in der Zwischenzeit eine geeignete Maß- 
nahme anzuwenden, um die Lage bei den kanarischen 
Ausfuhren von Kopffüßern wieder zu stabilisieren. 

Der vorliegende Vorschlag zielt auf die Einführung 
spezifischer Maßnahmen für die auf den Kanarischen 
Inseln ansässigen Fischer von Kopffüßern. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 15. Februar 1993 — 021 — 680 70 — E — 
Fi 847/93 . 
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Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates zur Einführung spezifischer Maßnahmen 
für die auf den Kanarischen Inseln ansässigen Fischer von Kopffüßern 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf den 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission 1 ) 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 2 ) 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 3 ) 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1911/91 des Rates vom 
26. Juni 1991 über die Anwendung der Vorschriften 
des Gemeinschaftsrechts auf die Kanarischen In- 
seln 4 ), sieht unter anderem vor, daß die gemeinsame 
Fischereipolitik auf die Kanarischen Inseln Anwen- 
dung findet und beinhaltet ferner die Einführung 
spezifischer Maßnahmen, um eventuelle Besonder- 
heiten bei Erzeugnissen der Kanarischen Inseln zu 
berücksichtigen. 

Mit dem Beschluß 91/314/EWG des Rates vom 26. Juni 
1991 über ein Programm zur Lösung der spezifisch 
auf die Abgelegenheit und Insellage der Kanari- 
schen Inseln zurückzuführenden Probleme (POSEI- 
CAN) 5 )wurden unter anderem die Leitlinien für die 
unter Berücksichtigung der Besonderheiten und 
Schwierigkeiten der Inselgruppe durchzuführenden 
Maßnahmen festgelegt. 

Es ist angebracht, spezifische Maßnahmen zu ergrei- 
fen, um die Wettbewerbsfähigkeit und die Verbesse- 
rung bei der Vermarktung von Kopffüßern auf den 
Kanarischen Inseln sicherzustellen; diese Maßnah- 
men müssen jedoch auf bestimmte Mengen und 
Beträge begrenzt werden. 

Die Anwendungsmodalitäten vorliegender Verord- 
nung müssen dem in Artikel 32 der Verordnung VO 
(EWG) Nr. . . 792 des Rates vom . . 712/92 über eine 
gemeinsame Marktorganisation im Fischereisektor 
vorgesehenen Verfahren entsprechen — 

__ 

2 ) ... 

3 ) ... 

<) ABI. Nr. L 171 vom 29. Juni 1991, S. 1. 

5) ABI. Nr. L 171 vom 29. Juni 1991, S. 5. 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1 . Es wird eine jährliche Beihilfe für Kopffüßer einge- 
führt, die von auf den Kanarischen Inseln ansässi- 
gen Fischern gefangen werden. 

2. Diese Beihilfe darf einen Betrag nicht übersteigen, 
der 2,5 vom Hundert des jährlichen Wertes der be- 
troffenen Menge beträgt. Sie wird bis zu einem 
Höchstwert von 60 000 Tonnen jährlich festge- 
setzt. 


Artikel 2 

Die Anwendungsmodalitäten von Artikel 1 werden 
nach dem in Artikel 32 der Verordnung (EWG) . . . 
(OCM) beschriebenen Verfahren festgelegt. 


Artikel 3 

Die in dieser Verordnung vorgesehene Maßnahme 
gilt als Intervention zur Regulierung der Agrarmärkte 
im Sinne des Artikels 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 6 ). Sie 
wird vom Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, 
finanziert. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffentli- 
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Sie gilt ab 1. Januar 1993. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


6) ABI. Nr. L 94 vom 28. April 1970, S. 13. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rates 
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Datum: 

1 . 

Haushaltsposten: Interventionen Bl/261 





2. 

Bezeichnung des Vorhabens: Entwurf einer Verordnung zur Einführung spezifischer Maßnahmen für 
die auf den Kanarischen Inseln ansässigen Fischer von Kopffüßern 


Juristische Grundlage*. Artikel 43 des Vertrags 




4. 

Ziele des Vorhabens: Aufrechterhaltung der Wettbewerbsfähigkeit und Verbesserung der Vermark- 
tung von Kopffüßern auf den Kanarischen Inseln 

5. 

5.0. 

Finanzielle Auswirkungen 

Ausgaben 

— zu Lasten des EG-Haushaltes 
(Interventionen) 

— zu Lasten nationaler Verwaltungen 

— zu Lasten anderer nationaler 

Sektoren 

Einnahmen 

— eigene Mittel der EG 
(Abschöpfungen/Zölle) 

— im nationalen Bereich 

je Wirt- 
schaftsjahr (1993) 

laufendes Haus- 
haltsjahr (1993) 

kommendes Haus- 
haltsjahr (1994) 

5.1. 

3,87 Mio. ECU 

3,87 Mio. ECU 

3,87 Mio. ECU 


Jahr: 1995 Jahr: . . . Jahr: . 

5.0.1. Vorausschau Ausgaben 3,87 Mio. ECU 


5.2. 

Berechnungsmethode: Das Vorhaben bezieht sich auf eine jährliche Gesamtproduktion von 60 000 
Tonnen, d. h.: 60 000 t/Jahr x 2,5% x 2 345 ECU/t x 1,1 D.T = 3,87 Mio. ECU. 

6.0. 

Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhan- 



dene Mittel (1993) 

nein 

6.1. 

Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden 



Haushalt (1993) 

nein 

6.2. 

Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts (1993) 

ja 


Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen (1994 und 1995) 

ja 

Anmerkungen: Haushaltslinie innerhalb des Artikels Bl-261 zu eröffnen 
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Bericht des Abgeordneten Peter Harry Carstensen (Nordstrand) 


1. Beratungsgang 

Der Vorschlag der EG -Kommission an den Rat wurde 
von der Präsidentin mit der EG-Sammelliste vom 
12. März 1993 — Drucksache 12/4555, Nr, 2.12 — an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten überwiesen. 

Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner 58. Sitzung am 
21. April 1993 beraten. 


2. Inhalt der Vorlage 

Der vorliegende Verordnungsvorschlag sieht, im 
Rahmen des POSEICAN-Programms, die Gewäh- 
rung einer Übergangsbeihilfe für den Produktionssek- 
tor der Kopffüßer-Fischerei auf den Kanarischen In- 
seln vor. 

Durch die Beihilfe soll diesem Sektor die Anpassung 
an die mit der Einbeziehung dieser Inseln in das 
Zollgebiet der Gemeinschaft entstandenen neuen 
Bedingungen ermöglicht werden. Die Höhe der Bei- 
hilfe, die sich an der Jahresfangmenge orientiert, darf 
2,5 vom Hundert dieses Wertes nicht übersteigen. 
Die beihilfeberechtigte Jahreshöchstmenge soll auf 
60 000 t beschränkt werden. Die Maßnahme, deren 
Kosten mit 3,87 Mio. ECU pro Jahr veranschlagt 
werden, soll aus dem Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft finanziert 
werden. 


3. Beratung im 10. Ausschuß 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten war einhellig der Auffassung, daß der Vor- 
schlag der EG-Kommission eine allgemeine Einkom- 
mensbeihilfe beinhaltet, mit deren erstmaligen Ein- 
führung in einem Sektor der Fischerei ein uner- 
wünschter Präzedenzfall für andere Sektoren dieses 
Wirtschaftszweiges geschaffen werden könnte. 

Die in Artikel 1 Nr. 2 des Vorschlags vorgesehene 
prozentuale Abhängigkeit der Beihilfe von dem Wert 
der Produktion wurde ausdrücklich abgelehnt. 

Der Ausschuß kritisierte auch, daß in der Vorlage für 
die bezuschußte Menge keine besondere Verwen- 
dung vorgesehen wird. 

Nach Auffassung des Ausschusses wird die im Vor- 
schlag ausgestaltete Beihilf eregelung in ihrer jetzigen 
Fassung nicht zu einer an sich wünschenswerten 
Verbesserung der Produktions-, Verarbeitungs- und 
Vermarktungsstruktur der Kopffüßer-Fischerei auf 
den Kanarischen Inseln beitragen. 

Der Ausschuß lehnte daher einhellig aus den vorge- 
nannten Gründen den Verordnungsvorschlag ab. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundestag, 
die Bundesregierung aufzufordem, bei den weiteren 
Verhandlungen in den EG-Gremien die Verordnung 
— Drucksache 12/4555, Nr. 2.12 — abzulehnen. 


Bonn, den 21. April 1993 


Peter Harry Carstensen (Nordstrand) 

Berichterstatter 
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